
Frieden schaffen mit immer weniger Waffen 
Rede des Bundesaußenministers vor der 38. UN-Generalversammlung (29. September 1983) 

i . 

Herr Präsident, ich möchte zuerst die Gelegenheit nutzen, Ihnen die 
Glückwünsche der Bundesrepublik Deutschland zu der Wahl in Ihr 
hohes Amt zu übermitteln. Wir sehen in Ihnen eine Persönlichkeit 
mit außergewöhnlichen Fähigkeiten und umfassender Erfahrung 
auch in der Arbeit der Vereinten Nationen. Und wir sehen in Ihnen 
den Vertreter eines Kontinentes wie eines Landes, mit dem uns tra­
ditionell gute und freundschaftliche Beziehungen verbinden. 
Ich möchte auch den Dank meines Landes gegenüber Ihrem Vor­
gänger, Herrn Hollai, zum Ausdruck bringen, der die Arbeiten der 
37. Generalversammlung mit Engagement und Umsicht geleitet 
hat. 
Zugleich möchte ich dem Generalsekretär und seinen Mitarbeitern 
für den großen Einsatz und die ausgezeichnete Arbeit danken, die 
sie im vergangenen Jahr für die Stärkung unserer Organisation und 
den Frieden in der Welt geleistet haben. 
Im Namen der Bundesrepublik Deutschland heiße ich St. Christoph 
und Nevis als neues Mitglied der Vereinten Nationen herzlich wil l­
kommen. 
Vor zehn Jahren wurde die Bundesrepublik Deutschland Mitglied 
der Vereinten Nationen. Außenminister Walter Scheel sagte damals 
an diesem Platz: »Der Friede kommt an erster Stelle. Die Zeit ist 
vorbei, in der die Völkergemeinschaft sich damit abfand, wenn ein 
Staat, eine politische Gruppe, durch Gewaltanwendung das Zusam­
menleben aller störte. Unsere Zeit gibt keinen Raum mehr für das 
Faustrecht mit der Waffe in der Hand.« 
Diese Worte sind heute aktueller denn je. Alle Mitgliedsländer der 
Vereinten Nationen haben sich feierlich zum Verzicht auf jegliche 
Gewalt verpflichtet. Doch wie sieht unsere Welt aus? In Afghani­
stan, in Kamputschea, im Mittleren und Nahen Osten, im Tschad, 
im Südlichen Afrika, in Mittelamerika und in anderen Regionen 
sind blutige Kriege und Bürgerkriege im Gang. Die Rüstungsausga­
ben der Welt erreichen die unfaßbare Summe von 800 Milliarden 
Dollar in diesem Jahr. Wie rücksichtslos auch heute noch zur Ge­
walt gegriffen wird, zeigt der Abschuß eines südkoreanischen Pas­
sagierflugzeuges durch eine sowjetische Militärmaschine. Das darf 
sich nie mehr wiederholen. Ich rufe alle Staaten auf, sich in der 
ICAO an der Ausarbeitung von Regeln zu beteiligen, die die Wieder­
holung einer solchen Tragödie unmöglich machen. 
Herr Präsident, die Menschen sehnen sich nach Frieden und Ge-
waltlosigkeit, und sie blicken auf die Vereinten Nationen mit der 
Hoffnung, daß unsere Organisation ihre vornehmste Aufgabe er­
füllt: den Frieden in der Welt zu fördern. Der Wille, dazu weltweit 
beizutragen, leitete mein Land bei seinem Beitritt zu den Vereinten 
Nationen. Wir bekennen uns zu den Vereinten Nationen, wir werden 
alles tun, um ihre friedenssichernde Arbeit zu stärken. Wir legten in 
den fünfziger Jahren durch unsere Mitgliedschaft in der Europäi­
schen Gemeinschaft und im westlichen Bündnis die Grundlagen 
unserer Friedenspolitik. Die Vertragspolitik mit unseren Nachbar­
staaten im Osten und mit der DDR folgte. Mi t unserem Beitritt zu 
den Vereinten Nationen übernahmen wir unsere volle Verantwor­
tung in der weltweiten Staatengemeinschaft. 1973, im Jahre unseres 
Beitritts, waren die Bemühungen zwischen West und Ost um Ent­
spannung und Zusammenarbeit im vollen Gang. Wohl alle in den 
Vereinten Nationen hatten damals die Hoffnung, daß die Staatenge­
meinschaft von nun an ihre politischen Energien und wirtschaftli­
chen Ressourcen immer mehr auf die drei großen globalen Aufga­
ben der Menschheit konzentrieren könnte: auf die Abrüstung, auf 
die Überwindung von Hunger und Not und auf den Schutz der 
natürlichen Umwelt. 1972 fand die erste Welt-Umweltkonferenz 
statt, 1975 begann der Nord-Süd-Dialog. 
Doch die Hoffnung auf eine stetig fortschreitende Entwicklung kon­
struktiver West-Ost-Beziehungen wurde enttäuscht. Entspannung 
und Zusammenarbeit erlitten seit Ende der siebziger Jahre durch 
die sowjetische Invasion in Afghanistan, durch die Ereignisse in 
Polen und durch die destabilisierende Hochrüstung der Sowjet­
union schwere Rückschläge. Erneut stehen heute in der internatio­
nalen Diskussion wieder die Ost-West-Spannungen im Vordergrund 
statt der umfassenden Nord-Süd-Zusammenarbeit zur Entwicklung 
der Dritten Welt. Erneut lähmt der Ost-West-Gegensatz die Verein­
ten Nationen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, den Frieden in der 
Welt zu bewahren. Doch wir dürfen nicht resignieren! 
Die Bundesrepublik Deutschland wird weiterhin auf der Grundlage 
ihrer Mitgliedschft in der Europäischen Gemeinschaft und im west­
lichen Bündnis für die Bewahrung des Friedens in Europa arbeiten. 
Die Europäische Gemeinschaft, deren Herzstück die deutsch-fran­
zösische Freundschaft bildet, ist der Zusammenschluß europäischer 
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Demokratien zu gemeinsamer, gleichberechtigter, friedlicher und 
freiheitlicher Gestaltung ihrer Zukunft. Zu den Zielen des Verteidi­
gungsbündnisses der NATO haben die Staats- und Regierungschefs 
am 10. Juni 1982 in Bonn erklärt: »Unser Ziel ist es, Krieg zu verhin­
dern und unter Wahrung der Demokratie die Grundlagen für dauer­
haften Frieden zu schaffen. Keine unserer Waffen wird jemals ein­
gesetzt werden, es sei denn als Antwort auf einen Angriff.« Europa, 
von dem in diesem Jahrhundert zwei Weltkriege ausgingen, muß 
ein Kontinent des Friedens sein, es muß zu einer Kraft des Friedens 
für die ganze Welt werden. 
Wir wollen weiter nach Entspannung und Zusammenrbeit mit unse­
ren östlichen Nachbarn streben. Und wir wollen weiter mit all unse­
ren Kräften am Aufbau einer Weltordnung des Friedens mitwirken, 
in der die Staaten im Bewußtsein ihrer gegenseitigen Abhängigkeit 
partnerschaftlich zusammenarbeiten, einer Weltordnung, in der die 
Menschenrechte verwirklicht sind, die bürgerlichen und politischen 
genauso wie die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen. 

I I . 

Herr Präsident, die Augen der ganzen Welt sind derzeit nach Genf 
gerichtet, auf die START- und INF-Verhandlungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion. Die Bundesregierung be­
grüßt die neuen amerikanischen Vorschläge für die INF-Verhand­
lungen, die Präsident Reagan in seiner Rede vor unserer Versamm­
lung am 26. September erläutert hat. Wir hoffen, daß sie noch in die­
sem Jahr in den INF-Verhandlungen zumindest ein Zwischenergeb­
nis möglich machen. 
Die Vereinigten Staaten haben in den INF-Verhandlungen einen 
vollständigen Verzicht auf alle amerikanischen und sowjetischen 
landgestützten Mittelstreckenraketen vorgeschlagen. Das bleibt un­
ser Ziel. Nur ein solches Ergebnis könnte die für Ende 1983 vorgese­
hene westliche Nachrüstung überflüssig machen. Der Schlüssel da­
für liegt in Moskau. 
Regierung und Bürger der Bundesrepublik Deutschland, alle Völker 
in Europa und Asien, wünschen nichts sehnlicher, als daß dieses 
Ziel erreicht wird. Wir wollen nicht auf Dauer unter der Bedrohung 
durch sowjetische Mittelstreckenraketen leben. Ein sowjetisches 
Monopol bei den landgestützten Mittelstreckenraketen werden wir 
nicht akzeptieren. Wenn derzeit die Sowjetunion zu einem gänzli­
chen Verzicht auf diese Systeme noch nicht bereit ist, so setzen wir 
unsere Hoffnung auf ein Zwischenabkommen, das diese Raketen 
der Sowjetunion und der USA auf eine möglichst geringe Zahl 
begrenzt. Die neuen westlichen Vorschläge eröffnen diese Möglich­
keit, sie berücksichtigen sowjetische Interessen und Vorstellungen. 
Ich appelliere an die Sowjetunion, die Chance für ein konkretes Ver­
handlungsergebnis nicht ungenutzt vorübergehen zu lassen. 
Ich appelliere an die Sowjetunion, die INF-Verhandlungen nicht 
länger durch die Forderung nach Einbeziehung der britischen und 
französischen Systeme zu blockieren. Die Sowjetunion sollte mit 
Aufmerksamkeit zur Kenntnis nehmen, was Präsident Mitterrand 
und der britische Außenminister, aber auch der chinesische Außen­
minister zur rüstungskontrollpolitischen Erfassung und Begren­
zung der strategischen Systeme in dieser Generalversammlung ge­
sagt haben. Wir müssen die Abrüstungsverhandlungen in Genf im 
Gesamtzusammenhang der West-Ost-Beziehungen sehen. 
Die Tatsache, daß heute zwischen West und Ost in einer so intensi­
ven und umfassenden Weise über Vertrauensbildung, Rüstungskon­
trolle und Abrüstung verhandelt wird, rechtfertigt Zuversicht. Für 
uns hat nie ein Zweifel daran bestanden, daß die militärischen Fra­
gen der Sicherheit der schwierigste Bereich des Entspannunspro­
zesses sind, daß ihre Regelung jedoch für die Erreichung wirklicher 
Entspannung und den Aufbau einer dauerhaften Friedensordnung 
in Europa unverzichtbar ist. Bundeskanzler Helmut Kohl hat be­
kräftigt, daß wir das historisch gewachsene sowjetische Sicherheits­
bedürfnis anerkennen. Wir wollen für uns nicht mehr, aber auch 
nicht weniger als die gleichberechtigte Anerkennung unserer eige­
nen Sicherheitsinteressen. 
Der KSZE-Prozeß bietet einen der hoffnungsvollsten Ansätze, um 
die zwischen West und Ost bestehenden Probleme im Wege des 
Ausgleichs zu regeln oder zu entschärfen und gemeinsame Aufga­
ben durch Zusammenarbeit zu lösen. Die KSZE hat die Menschen­
rechte und die menschlichen Kontakte mit dem Prozeß der Ent­
spannung und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit verbunden. Sie 
ist eine Sache nicht nur der Staaten, sondern der Völker geworden. 
Wir haben uns mit allem Nachdruck dafür eingesetzt, daß die 
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KSZE-Folgekonferenz in Madrid trotz schwerer internationaler Be­
lastungen zusammentrat, beharrlich fortgesetzt wurde und auf Mi­
nisterebene ihren Abschluß finden konnte. Der Erfolg der Konfe­
renz bestätigt uns. Das durch die Schlußakte von Helsinki ge­
knüpfte Netz hat schweren Belastungen standgehalten. Das Ab­
schluß-Dokument von Madrid hat wichtige Fortschritte gebracht. Es 
berücksichtigt die Belange der Menschen ebenso wie die Fragen der 
Zusammenarbeit, der Sicherheit und der Vertrauensbildung. Jetzt 
kommt es darauf an, diese Ergebnisse in die Praxis umzusetzen und 
den positiven Impuls von Madrid auch für die Abrüstungsverhand­
lungen zu nutzen. 
Die Konferenz über Abrüstung in Europa, die am 17. Januar 1984 in 
Stockholm beginnen soll, öffnet zum ersten Mal ganz Europa, vom 
Atlantik bis zum Ural, für die Rüstungskontrolle. Militärische Stabi­
lität bei den konventionellen Streitkräften in Europa läßt sich nur 
verwirklichen, wenn Maßnahmen der Vertrauensbildung und der 
Rüstungskontrolle den ganzen europäischen Raum erfassen. Die 
KAE ist damit die notwendige Ergänzung zu den Wiener MBFR-
Verhandlungen, die auf Mitteleuropa begrenzt sind. In ihrer ersten 
Verhandlungsrunde soll diese Konferenz verifizierbare Maßnah­
men zur Vertrauensbildung vereinbaren, um die Gefahren eines 
konventionellen Überraschungsangriffs in Europa zu vermindern. 
Eine weitere Konferenzphase könnte zur Abrüstung im eigentli­
chen Sinne vordringen. Je eher konventionelle Stabilität auf mög­
lichst niedrigem Niveau der Streitkräfte hergestellt wird, um so 
leichter wird es möglich sein, auch die nuklearen Potentiale in 
Europa schrittweise durch Vereinbarungen abzubauen. Diese große 
Perspektive müssen wir beharrlich im Auge behalten. Eine am 
Gleichgewicht orientierte Abrüstung ist das Ziel deutscher Frie­
denspolitik. Wir wollen Frieden schaffen mit immer weniger Waf­
fen. 
Für die nach den Wahlen im März gebildete neue Bundesregierung 
hat Bundeskanzler Kohl erklärt, daß wir die Politik der Verständi­
gung, Entspannung und Zusammenarbeit mit unseren östlichen 
Nachbarn auf der Grundlage der in den siebziger Jahren geschlos­
senen Verträge konsequent fortsetzen wollen. Diese Politik ist lang­
fristig angelegt. Wir sind entschlossen, diese Verträge weiter mit 
Leben zu erfüllen. 
Wir sind überzeugt davon, daß eine positive Entwicklung der politi­
schen und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen West und Ost 
auch die Lösung der schwierigen Sicherheitsfragen erleichtert. 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit stabilisiert das West-Ost-Verhält­
nis. Wir wollen weder einen Handelskrieg noch einen Mißbrauch 
der wirtschaftlichen Beziehungen als Mittel politischer Disziplinie­
rung. Das gilt gegenüber allen Staaten. 
Wir wollen die Beziehungen mit der Sowjetunion mit langfristigen 
Perspektiven beständig ausbauen und ihre Qualität verbessern. Wir 
sind uns der Bedeutung der deutsch-sowjetischen Beziehungen für 
das West-Ost-Verhältnis bewußt. Diese Politik kann allerdings 
keine Einbahnstraße sein. Bundeskanzler Kohl hat in seiner Regie­
rungserklärung am 5. Mai 1983 betont: »Wir messen den Willen der 
Verantwortlichen der Sowjetunion zur Zusammenarbeit an ihrer 
Bereitschaft, zum Abbau und zur Beseitigung aller Belastungen 
konkret beizutragen.« 
Wir wünschen die ständige Weiterentwicklung der Beziehungen 
auch zu den anderen östlichen Nachbarn. Europa endet nicht an der 
Elbe. Europa hat eine gemeinsame Geschichte und eine gemein­
same Zukunft. Wir alle in Europa werden von Fortschritten der Ent­
spannung und Zusammenarbeit gewinnen, wir alle können durch 
Konfrontation nur verlieren. 
Von großem Einfluß auf eine konstruktive Entwicklung der West-
Ost-Beziehungen ist das Verhältnis zwischen den beiden deutschen 
Staaten. Die Deutschen in West und Ost stehen in einer Verantwor­
tungsgemeinschaft für den Frieden in Europa. Die Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik müssen sich dieser Verantwortung immer bewußt sein. 
Wir sind einig in der Überzeugung, daß von deutschem Boden nie­
mals wieder ein Krieg ausgehen darf, daß von ihm vielmehr Im­
pulse des Friedens ausgehen müssen. Der Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR hat die Grundlage für 
die Entwicklung einer umfassenden Zusammenarbeit geschaffen. 
Wir Deutschen in West und Ost müssen den Ehrgeiz haben, uns bei 
der Verwirklichung der Schlußakte von Helsinki und der Erklärung 
von Madrid von niemandem übertreffen zu lassen. Eine friedliche 
und stabile Lage in und um Berlin ist für das deutsch-deutsche Ver­
hältnis wie für das West-Ost-Verhältnis insgesamt von essentieller 
Bedeutung. Die Zusammenarbeit zwischen den beiden deutschen 
Staaten stärkt den Zusammenhalt der Nation. Ziel unserer Politik 
ist es, auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in 
dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit 
wiedererlangt. Ziel unserer Politik ist es, auf eine Friedensordnung 
für ganz Europa hinzuarbeiten, die durch Vertrauen und umfas­
sende Zusammenarbeit gekennzeichnet ist. 
Herr Präsident, zu Entspannung und Zusammenarbeit zwischen 
West und Ost müssen alle beteiligten Staaten ihren Beitrag leisten. 
Das bedeutet: 
Erstens: Der politische Dialog zwischen West und Ost darf nicht 
abreißen, er muß gerade in schwierigen Zeiten intensiviert werden. 

Und dies gilt insbesondere für den Dialog zwischen den beiden 
Weltmächten. Die Bundesregierung bedauert, daß Außenminister 
Gromyko an dieser Generalversammlung nicht teilnimmt. Wir plä­
dieren mit allem Nachdruck für ein Gipfeltreffen zwischen Präsi­
dent Reagan und Generalsekretär Andropow, wir begrüßen die 
amerikanische Bereitschaft zu einem solchen Treffen. 
Zweitens: Zusammenarbeit in allen Bereichen festigt den Frieden. 
Abrüstungsverhandlungen gedeihen nicht im Klima der Konfronta­
tion, sie können auch nicht im luftleeren Raum geführt werden, sie 
bedürfen der Einbettung in gedeihliche West-Ost-Beziehungen. Das 
erfordert die Bereitschaft, auch die Interessen des anderen, seine 
Nöte, seine Ängste, seine Probleme zu erkennen und anzuerkennen. 
Gegenseitige Dämonisierung vergiftet das internationale Klima. 
Vernunft, Nüchternheit und Berechenbarkeit sind nötig. 
Drittens: Alle Staaten in West und Ost müssen sich strikt an den 
Gewaltverzicht halten, zu dem sie sich in der Charta der Vereinten 
Nationen und in der KSZE-Schlußakte bekannt haben. Dazu gehört 
Mäßigung bei der Durchsetzung der eigenen Interessen. Zur Weiter­
entwicklung des Gewaltverzichts hat Bundeskanzler Kohl am 4. Juli 
1983 in Moskau erklärt: »Eine erneute, verbindliche Bekräftigung 
des Gewaltverbots kann zur Verbesserung der internationalen Lage 
beitragen, wenn dadurch Gewaltandrohung konkret verhindert 
wird, Gewaltanwendung dort, wo sie andauert, beendet wird.« Wir 
wollen keinen Krieg, weder einen nuklearen noch einen konventio­
nellen. Präsident Reagan hat recht: Ein nuklearer Krieg kann nicht 
gewonnen, er darf niemals geführt werden. 
Viertens: Alle Staaten müssen zu einer am Gleichgewicht orientier­
ten Rüstungskontrolle und Abrüstung beitragen. Und alle Staaten 
müssen bereit sein zu konkreten Maßnahmen der Vertrauensbil­
dung. Transparenz, Offenheit und Nachprüfbarkeit müssen durch 
konkrete Schritte verwirklicht werden. 
Fünftens: Alle Staaten in West und Ost müssen ihrer Verantwortung 
gerecht werden, den Ost-West-Gegensatz aus der Dritten Welt her­
auszuhalten. Die Politik der Vorherrschaft, die Politik der Einfluß­
zonen hat keine Zukunft mehr, weder in Europa noch irgendwo 
sonst auf der Welt. Wir alle müssen beitragen zu einer friedlichen 
Regelung der Konflikte in Asien, Afrika und Lateinamerika. Wirt­
schaftliche Entwicklung und Überwindung von Hunger und Not in 
der Dritten Welt dulden keinen Aufschub. Nicht Waffenexporte, Ent­
wicklungshilfe ist dringlich. 
Nur wenn durch Abrüstung ein stabiles West-Ost-Gleichgewicht auf 
möglichst niedrigem Niveau hergestellt wird, werden West und Ost 
den notwendigen Beitrag zu den globalen Zukunftsaufgaben leisten 
können: zu der Entwicklung der Dritten Welt und zu der Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen auf unserer Erde. Mein Land ist 
sich der Verantwortung für Frieden, Entwicklung und Umwelt­
schutz bewußt. Wir tragen das Unsere zur Lösung dieser Aufgabe 
bei. 
Die Leitgedanken unserer Zusammenarbeit mit den Ländern der 
Dritten Welt sind klar: 
— Wir achten das Recht aller Staaten auf Unabhängigkeit und 

Selbstbestimmung. 
— Wir unterstützen echte Blockfreiheit; wir sehen in ihr ein stabili­

sierendes Element in den internationalen Beziehungen. 
— Wir treten weltweit für Gewaltverzicht ein, wir unterstützen die 

friedliche Regelung von Konflikten. 
— Wir helfen, Hunger und Not überall in der Welt zu überwinden. 
— Wir wollen die Verwirklichung der Menschenrechte weltweit 

voranbringen. Ohne Menschenrechte wird es keinen dauerhaf­
ten inneren und äußeren Frieden geben. 

I I I . 

Diese 38. Generalversammlung wird sich mit einer Reihe von Kr i ­
senherden befassen. Die für den Weltfrieden wichtigste Aufgabe ist 
unverändert, eine umfassende und gerechte Friedensregelung in 
Nahost zu finden. 
Im Libanon muß den blutigen Kämpfen und den Leiden der Zivil­
bevölkerung schleunigst ein Ende gesetzt und der Weg zu nationa­
ler Versöhnung wieder geöffnet werden. Diese Versöhnung ist eine 
entscheidende Voraussetzung für die Unabhängigkeit, Souveränität 
und Einheit des Libanon. 
In dem übergreifenden israelisch-arabischen Nahos t -Konf l ik t 
muß der Friedensprozeß wieder in Gang gebracht werden. Das 
Selbstbestimmungsrecht des palästinensischen Volkes muß ebenso 
verwirklicht werden wie das Recht aller Staaten der Region, ein­
schließlich Israels, auf eigene sichere Existenz in anerkannten 
Grenzen. 
Wir appellieren an Irak und Iran, den K r i e g am Golf, der beide 
Völker schon viele Opfer gekostet hat, endlich zu beenden. 
Zypern ist ein Beispiel für den Versuch der Vereinten Nationen, 
zur friedlichen Konfliktlösung beizutragen. Die Bundesregierung 
tr i t t für die Unabhängigkeit, Souveränität und territoriale Integrität 
der Republik Zypern ein. Sie unterstützt alle Anstrengungen des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen zur regelmäßigen Fort­
führung der interkommunalen Gespräche. 

188 Vereinte Nationen 6/83 



Auf besondere Weise belasten die fortdauernde sowjetische Beset­
zung Afghanistans und die vietnamesische Intervention in Kam-
putschea die internationalen Beziehungen. Die Sowjetunion und 
Vietnam dürfen sich der Forderung der ganzen Welt auf Rückzug 
ihrer Truppen nicht länger widersetzen. In der Kamputschea-Frage 
unterstützen wir den jüngsten Appell der ASEAN-Staaten in allen 
seinen Teilen. Afghanistan ist ein Prüfstein für die sowjetische 
Bereitschaft, die Unabhängigkeit der Staaten der Dritten Welt anzu­
erkennen, ihr Streben nach Blockfreiheit zu achten und auf Vor­
herrschaft zu verzichten. 
Friedliche Lösungen sind dringlich für die Konflikte am Horn von 
A f r i k a , in der Westsahara und im Südlichen Afrika. Die internatio­
nalen Bemühungen um die Unabhängigkeit Namibias müssen auf 
der Grundlage der Sicherheitsratsresolution 435 endlich zu einem 
erfolgreichen Abschluß gebracht werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat im Rahmen der westlichen Kontaktgruppe an die­
ser Aufgabe seit Jahren aktiv mitgearbeitet und wird in ihren 
Bemühungen nicht nachlassen. Wir begrüßen die Initiative des Ge­
neralsekretärs und sagen ihm unsere volle Unterstützung zu. In der 
Republik Südafrika muß endlich die menschenrechtsfeindliche Poli­
tik der Apartheid beendet werden. 
Nur mit friedlichen Mitteln können auch die politischen, wirtschaft­
lichen und sozialen Konflikte, die gegenwärtig Mi t t e l amer ika er­
schüttern, gelöst werden. Auch hier wollen wir im Rahmen unserer 
Möglichkeiten zur Stabilisierung der Region beitragen, dazu gehört 
auch die regionale Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Ge­
meinschaft und den Staaten der Region. Wir unterstützen nach­
drücklich die Friedensinitiative der Contadora-Gruppe. 
Die sich verschärfenden Konflikte in Asien, Afrika und Lateiname­
rika gehen einher mit einer zunehmenden Rüstung in diesen Län­
dern. Die Militärausgaben der Dritten Welt stiegen in den letzten 20 
Jahren um das Vierfache und erreichen heute schon einen Anteil 
von einem Viertel an den globalen Militärausgaben. Rüstungskon­
trolle und A b r ü s t u n g werden so auch für viele Regionen der Drit­
ten Welt zu einer immer dringenderen Aufgabe. Vertrauensbildende 
Maßnahmen sind auch für die Dritte Welt unverzichtbar. Ein inter­
nationales Symposium, das im Frühjahr in der Bundesrepublik 
Deutschland veranstaltet wurde, forderte solche Maßnahmen auch 
für die Entschärfung von Spannungen in der Dritten Welt. 
Wir arbeiten konsequent in der UN-Abrüstungskommission an dem 
Richtlinienkatalog für Vertrauensbildende Maßnahmen. Ein wirk­
sames und zukunftsträchtiges Konzept für die Förderung von Frie­
den und Stabilität in der Dritten Welt ist die regionale Kooperation. 
Die Bundesregierung sieht darin den besten Weg, die politische und 
wirtschaftliche Unabhängigkeit der Entwicklungsländer zu sichern 
und zu stärken. 
Vorbild für einen regionalen Zusammenschluß auf der Basis der 
Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten ist die Europäische Ge­
meinschaft. Sie ist längst zu einem Faktor der Stabilität in Europa 
und in der Welt geworden. Sie hat durch Kooperationsabkommen 
mit regionalen Gruppierungen in der Dritten Welt ein zukunftswei­
sendes Ordnungsmodell für die Zusammenarbeit zwischen Indu­
strie- und Entwicklungsländern geschaffen. Die Konvention von 
Lome, die die Europäische Gemeinschaft mit den Staaten Afrikas, 
der Karibik und des Pazifik verbindet, und die erfolgreiche Zusam­
menarbeit zwischen EG und ASEAN beweisen das. 

IV. 

Herr Präsident, internationale Zusammenarbeit soll nach den 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen auch der Verwirk­
lichung der Menschenrechte dienen. Noch immer werden Men­
schen unschuldig in Gefängnissen festgehalten, gefoltert und er­
mordet. Noch immer werden Menschen nur wegen ihrer Hautfarbe 
oder ihrer Religion diskriminiert. Noch immer müssen viele Millio­
nen Menschen vor allem in der Dritten Welt in menschenunwürdi­
ger Armut leben. Diese Bilder der Gewalt, des Unrechts und des 
Elends zeigen die Herausforderung, sie zeigen, wieviel noch gesche­
hen muß, um die Menschenrechte zu verwirklichen. 
Der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte und 
der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte dürfen nicht Deklarationen bleiben, sie müssen Wirklichkeit 
werden. Wir unterstützen die Forderung nach Einsetzung eines Ho­
hen Kommissars für die Menschenrechte. Wir rufen die Staatenge­
meinschaft auf, die guten Erfahrungen m;* dem Europäischen Ge­
richtshof für Menschenrechte zu nutzen und sich auf die Einsetzung 
eines Menschenrechtsgerichtshofes der Vereinten Nationen zu ver­
ständigen. Wir hoffen, daß die nächste Generalversammlung auf der 
Grundlage des Berichts der Menschenrechtskommission das von 
uns vorgeschlagene Fakultativprotokoll zur Abschaffung der Todes­
strafe billigt. Wir halten den Abschluß einer Konvention zum Schutz 
gegen Folter für dringlich. Zu den wichtigen rechtschöpfenden Auf­
gaben der Vereinten Nationen gehört die Formulierung des Rechts 
auf Entwicklung. Wir unterstützen die laufenden Arbeiten der Men­
schenrechtskommission auf diesem Gebiet. 
Eines der brennendsten Probleme unserer Zeit ist die F l ü c h t l i n g s ­
frage. Sie zeigt, wie eng Menschenrechte und Frieden zusammen-

Zum Präsidenten der 38. Generalversammlung der Vereinten Nationen wurde 
Jorge E. Illueca aus Panama gewählt. Wie zuletzt 1981 gab es aus der vor­
schlagsberechtigten Regionalgruppe mehr als einen Kandidaten. Im ersten 
Wahlgang setzte sich am 20.September Illueca mit 83 Stimmen deutlich gegen­
über seinem Mitbewerber Davidson Hepburn (Bahamas) durch, der 70 Stim­
men erhielt. Illueca, am 17.September 1918 in Panama-Stadt geboren, war von 
August 1982 bis Mitte November 1983 Vizepräsident seines Landes. Von 1978 
bis 1981 war er Ständiger Vertreter Panamas bei den Vereinten Nationen, 
danach Außenminister. Er war maßgeblich an den Verhandlungen mit den 
Vereinigten Staaten um einen neuen Panamakanal-Vertrag beteiligt. 

hängen: Millionen von Flüchtlingen bedeuten nicht nur millionenfa­
ches menschliches Elend; diese Entwicklung gefährdet die politi­
sche und wirtschaftliche Stabilität der überlasteten Aufnahmelän­
der und gefährdet den Frieden. Wie der Generalsekretär in seinem 
Bericht an diese Generalversammlung dargelegt hat, kann das 
Flüchtlingsproblem nur gelöst werden, wenn man die zugrundelie­
genden politischen Ursachen beseitigt. Es ist ein Fortschritt, daß die 
Vereinten Nationen auf Initiative meines Landes in der 35. General­
versammlung auf ihre Tagesordnung die Aufgabe setzten, durch 
internationale vorbeugende Maßnahmen das Entstehen neuer 
Flüchtlingsströme zu vermeiden. Wir müssen nun ein System kon­
kreter Maßnahmen entwickeln, damit die Vereinten Nationen recht­
zeitig dem Entstehen neuer Flüchtlingsströme entgegenwirken 
können. 

V. 

Herr Präsident, die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der 
D r i t t e n Welt ist nur möglich, wenn der Frieden gesichert wird. 
Entwicklung braucht Frieden. Aber umgekehrt gilt ebenso: Frieden 
braucht Entwicklung. Für den Frieden in der Welt muß die wirt­
schaftliche Entwicklung in der Dritten Welt mit aller Kraft geför­
dert werden. Das liegt auch im ureigenen Interesse der Industrie­
länder. 
Die Weltwirtschaft ist dabei, die schwerste Rezession seit den drei­
ßiger Jahren zu überwinden. Nirgends hat diese Rezession so ver­
heerend gewirkt wie in der Dritten Welt. In den afrikanischen Län-
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dem mit niedrigem Einkommen ist die Lage vieler Menschen ver­
zweifelt geworden. Und selbst in Lateinamerika sind die Pro-Kopf-
Einkommen über die letzten zwei Jahre hin stark gefallen. Jetzt 
muß der Entwicklungsprozeß überall in der Dritten Welt wieder in 
Gang gebracht und beschleunigt werden. Die internationale Ge­
meinschaft als Ganzes muß dazu beitragen. 
Auch die Industrieländer des Ostens müssen sich endlich ihrer Ver­
antwortung stellen. Der Glaube an den Erfolg des Entwicklungspro­
zesses muß neu belebt werden. Wie groß die Schwierigkeiten sind, 
zeigen die Diskussionen auf den Jahrestagungen der Weltbank und 
des Weltwährungsfonds in Washington. Aber wir können uns Resi­
gnation weder leisten, noch ist sie berechtigt. 
Der beginnende Aufschwung in den Industrieländern muß für die 
Dritte Welt genutzt werden. 
— Die Energiepreise sind stabiler geworden. 
— Die immer noch hohen Zinsen sind deutlich unter den Spitzen­

stand von 1981/82 gefallen. Jedes Prozent weniger bei den Euro­
dollar-Zinssätzen spart den Entwicklungsländern über 2 Milliar­
den Dollar an Zinszahlungen pro Jahr. 

— Der Welthandel zeigt wieder einen Aufwärtstrend. 
— Steigende Rohstoffpreise bringen für viele Entwicklungsländer 

steigende Exporteinnahmen. 
Die industriellen Demokratien müssen das wirtschaftliche Wachs­
tum fortsetzen, ohne die Inflation neu zu entfachen. Unerläßlich 
hierfür bleibt eine Verringerung der Haushaltsdefizite. Ein Prozent 
mehr oder weniger Wachstum in den Industrieländern kann über 
Erfolg oder Mißerfolg der Anstrengungen der Entwicklungsländer 
mitentscheiden. Dies legt den Industrieländern eine zusätzliche 
Verantwortung für dauerhaftes, inflationsfreies Wachstum auf. Eine 
weitgespannte Nord-Süd-Zusammenarbeit muß den Entwicklungs­
prozeß direkt unterstützen. 
Der internationale Kapitalstrom in die Entwicklungsländer muß 
gerade jetzt aufrechterhalten und ausgeweitet werden. Entwicklung 
braucht — dies gilt zu jeder Zeit — Kapital- und Devisenzufluß von 
außen. Für die am wenigsten entwickelten Länder kommt es dabei 
auf die öffentliche Entwicklungshilfe an. Diese Hilfe machte für sie 
in den letzten Jahren 84 Prozent des Kapitalzuflusses von außen 
aus. Bei den fortgeschrittenen Entwicklungsländern andererseits 
muß vor allem das Problem der Außenverschuldung entschärft wer­
den. Mi t einem Volumen von etwa 700 Milliarden Dollar und jährli­
chen Zinsbelastungen von 50 Milliarden Dollar hat die Verschul­
dung der Entwicklungsländer eine dramatische Größenordnung er­
reicht. 
Die Zusammenarbeit zwischen IMF, Entwicklungs- und Geschäfts­
banken sowie den Regierungen in Schuldner- und Gläubigerländern 
muß verstärkt werden. Die Geschäftsbanken müssen zu weiterer 
Kreditvergabe bereit sein. Der Weltwährungsfonds, die Weltbank 
und die regionalen Entwicklungsbanken müssen ihren Beitrag lei­
sten, sie brauchen dazu von ihren Mitgliedsländern die notwendi­
gen Mittel. 
Diese bewährten Institutionen müssen in ihrer Arbeitsfähigkeit er­
halten bleiben, wenn nicht die Voraussetzungen für die wirtschaftli­
che Gesundung der Dritten Welt und der Welt insgesamt gefährdet 
werden sollen. Umschuldungen müssen die besonderen Umstände 
des Einzelfalls berücksichtigen und sich im Rahmen vernünftiger 
Stabilisierungsprogramme vollziehen. Der Protektionismus muß 
wirksamer bekämpft, Rohstoffmärkte und Rohstoffexporterlöse 
müssen stabilisiert werden. Durch diese Maßnahmen, zusammen 
mit einer entschlossenen Anpassungspolitik der Entwicklungslän­
der, kann die gegenwärtige Krise überwunden und der Entwick­
lungsprozeß konsolidiert und kraftvoll fortgeführt werden. Für eine 
erfolgreiche Entwicklung müssen die Industrieländer ihre Märkte 
für die Exporte der Entwicklungsländer offenhalten und weiter öff­
nen. Protektionismus gegenüber den Entwicklungsländern bedeu­
tet: Verweigerung der Entwicklung. 
Gesteigert werden muß auch der Ost-Süd-Handel. Die industriali­
sierten Staatshandelsländer Osteuropas nehmen nur vier Prozent 
der Exporte der Entwicklungsländer auf, während die marktwirt­
schaftlichen Industrieländer 67 Prozent aufnehmen. Die westlichen 
Industrieländer importieren also mehr als sechzehnmal soviel aus 
den Entwicklungsländern wie die RGW-Länder, obwohl sie nur etwa 
die doppelte Bevölkerungszahl haben. Die Wirtschaftsplanungen im 
RGW wirken also offensichtlich protektionistisch. Die osteuropäi­
schen Industrieländer müssen endlich mehr Einfuhrmöglichkeiten 
für Güter der Entwicklungsländer schaffen; nur so werden sie ihrer 
Verantwortung gegenüber der Dritten Welt gerecht. Hilfe bei der 
Entwicklung ist eine Friedensaufgabe und vor allem gegenüber den 
ärmsten Ländern ein Ausdruck weltweiter Solidarität. Doch sie 
kann immer nur Hilfe zur Selbsthilfe sein. Der Schlüssel zum Ent­
wicklungserfolg liegt letztlich in den wirtschaftlichen und sozialen 
Politiken der Länder der Dritten Welt selbst. Es gilt hier, die Erfah­
rungen aus drei Entwicklungsjahrzehnten zu"nutzen. 
Die Bundesrepublik Deutschland setzt in ihrer Entwicklungshilfe 
vier Schwerpunkte: ländliche Entwicklung, Erschließung konventio­
neller und erneuerbarer Energieressourcen, Ausbildung (und hier 
besonders berufliche Schulung und Grundschulerziehung) und Um­
weltschutz. Besondere Bedeutung messen wir der Unterstützung 
des Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen bei. Die Erkenntnis 

hat sich heute weitgehend durchgesetzt, daß ein zu schnelles Bevöl­
kerungswachstum den Entwicklungsprozeß wie eine zu schwere 
Last nach unten zieht und ihn ersticken kann. 
Die öffentliche Entwicklungshilfe muß ergänzt werden durch pri­
vate Direktinvestitionen in der Dritten Welt und durch die Zusam­
menarbeit der Unternehmen der Entwicklungs- und der Industrie­
länder. Private Investitionen müssen auch in der Dritten Welt einer 
der Motoren des Wachstums werden. 
Herr Präsident, das gemeinsame Interesse von Nord und Süd, stabi­
les Wachstum und Entwicklung wiederzugegewinnen, erfordert ei­
nen kontinuierlichen Dialog zwischen Nord und Süd auf allen Ebe­
nen. Die UNCTAD V I in Belgrad hat manche Erwartungen ent­
täuscht, aber die Resolutionen zeigen, daß Nord und Süd auf Zusam­
menarbeit setzen. Auf diesem Konsens gilt es weiterzubauen. Der 
Beginn der globalen Verhandlungen darf nicht länger hinausge­
schoben werden. Die Teilnehmer des Gipfeltreffens von Cancun 
haben sich dafür ausgesprochen; jetzt müssen den Worten Taten 
folgen. Die globalen Verhandlungen müssen ergänzt werden durch 
kleinere, aber zugleich repräsentative Gremien. 
Das Treffen von Cancun brachte eine spürbare Versachlichung des 
Nord-Süd-Dialogs, er braucht auch in Zukunft Impulse auf der höch­
sten politischen Ebene. 

V I . 

Herr Präsident, eine für die Zukunft der Menschheit entscheidende 
Aufgabe ist die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen auf 
unserer klein gewordenen Erde. In Europa sterben die Wälder, in 
anderen Weltregionen dringen die Wüsten und Steppen vor, werden 
die Böden unfruchtbar. Die Luft wird zunehmend verschmutzt, Bin­
nengewässer und selbst die Weltmeere sind in ihrem ökologischen 
Gleichgewicht gefährdet. Die Ökosysteme sind gerade auch in den 
Tropen empfindlich und in vielen Entwicklungsländern gibt es Um­
weltschäden, die zugleich schwerste wirtschaftliche Schäden sind. 
Umweltschutz muß deshalb schon heute ein integraler Bestand­
teil jeder Entwicklungsstrategie sein. Die langfristigen Schäden 
durch gleichgültigen oder gar verantwortungslosen Umgang mit 
den Ressourcen der Natur beschwören eine existentielle Gefahr für 
die ganze Menschheit herauf. Die globalen Umweltprobleme kön­
nen nur in enger internationaler Zusammenarbeit gelöst werden. 
Für die Bundesrepublik Deutschland ist der Schutz der Umwelt ein 
wesentliches Ziel ihrer Politik nach innen und außen. 
Mit anderen Industrieländern arbeiten wir für den Umweltschutz in 
der Europäischen Gemeinschaft, der OECD und der ECE zusam­
men. Im Jahre 1984 soll eine Konferenz in München unter Teil­
nahme aller Staaten West- und Osteuropas sowie der USA und 
Kanadas, das heißt des gesamten ECE-Mitgliederkreises, die Fra­
gen des Wald- und Gewässersterbens behandeln. Unsere bilaterale 
Entwicklungshilfe unterstützt die Länder der Dritten Welt bei der 
Lösung ihrer Umweltprobleme. Wir bemühen uns, alle Entwick­
lungsprojekte in Einklang mit der jeweiligen Umwelt zu bringen. 
Für die Arbeit im Umweltschutzprogramm der Vereinten Nationen 
gilt: Es darf auf Dauer kein Nord-Süd-Gefälle im Umweltschutz 
geben. Umweltverschmutzung darf nicht in die Länder der Dritten 
Welt verlagert werden. Umweltschutz und Entwicklung müssen so 
miteinander verknüpft werden, daß ökologische Aspekte bei den 
Projekten der Zusammenarbeit stets mit berücksichtigt werden. 
Ein Expertenpool muß den Ländern der Dritten Welt bei der Pla­
nung, Durchführung und Evaluierung von Umweltprojekten auf An­
forderung über das UNEP zur Verfügung stehen. Das Ausbildungs­
und Beratungsangebot muß für Länder der Dritten Welt unter Um­
weltgesichtspunkten vergrößert werden. Das gilt insbesondere für 
die Ernährungs- und Wasserversorgungsprobleme. Unsere Staaten­
gemeinschaft muß die natürlichen Ressourcen unserer Welt in ra­
tioneller und umweltverträglicher Weise nutzen. 

V I I . 

Herr Präsident, wir wollen, daß alle Menschen in einer Welt ohne 
Furcht, ohne Gewalt, ohne Not leben können. Wir wissen, daß wir 
für den Aufbau einer solchen Welt eine starke Weltorganisation 
brauchen, deshalb müssen wir alle gemeinsam den Vereinten Natio­
nen diese Stärke geben. 
Herr Generalsekretär, wir stehen auf Ihrer Seite, wir unterstützen 
Ihre Bemühungen, die Vereinten Nationen zum Mittelpunkt einer 
weltweiten Kooperation zu machen, durch die Konflikte friedlich 
überwunden und die großen gemeinsamen Aufgaben gelöst wer­
den. 
Die Welt steht am Scheideweg: Sie muß sich entscheiden zwischen 
internationaler Anarchie, Konfrontation und Gewalt und der gleich­
berechtigten Zusammenarbeit für Frieden, Freiheit und Fortschritt. 
Nur wenn wir alle nach den Grundsätzen der Charta der Vereinten 
Nationen handeln, nur wenn das Selbstbestimmungsrecht der Völ­
ker, nur wenn die Menschenrechte überall verwirklicht werden, nur 
wenn Gewaltverzicht, Abrüstung, Entwicklung und Schutz der na­
türlichen Lebensgrundlagen als unsere gemeinsame Aufgabe ver­
standen werden, wird die Menschheit überleben. 
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